
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

 

     Nr.12/ 07.11.2025 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Freundinnen und Freunde,  
 

der Bürokratierückbau hat für die Uni-
onsfraktion höchste Priorität. Der Abbau 
überflüssiger Regelungen ist keine Auf-
gabe eines einzelnen Ministeriums, son-
dern eine echte Gemeinschaftsaufgabe 
der gesamten Bundesregierung und der 
Koalitionsfraktionen aus CDU/CSU und 
SPD. 

Gemeinsam mit der Bundesregierung verfolgen wir das 
Ziel, die Bürokratiekosten für die Wirtschaft um 25 Pro-
zent, also rund 16 Milliarden Euro, zu senken und den 
Erfüllungsaufwand für Unternehmen, Bürgerinnen und 
Bürger sowie für die Verwaltung um mindestens zehn Mil-
liarden Euro zu reduzieren. Dieses 
Ziel ist ehrgeizig – aber erreichbar. Dafür müssen wir kon-
sequent zusammenarbeiten und Bürokratierückbau als ge-
meinsame Verantwortung und Daueraufgabe begreifen. 
Deswegen war es wichtig und ein starkes Zeichen, dass 
sich das Bundeskabinett am Mittwoch ausschließlich mit 
dem Thema Bürokratieabbau beschäftigt hat. Bei der Sit-
zung wurden als erster Schritt bereits einige konkrete Maß-
nahmen beschlossen, die den Auftakt zum Bürokratieab-
bau einleiten werden. Dazu gehören unter anderem der Bü-
rokratierückbau in der Gewerbeordnung und zur Aufhe-
bung von Berichtspflichten, der Gesetzentwurf zur weite-
ren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung und des Voll-
zugs von Immobilienverträgen, die Verordnung zur Entlas-
tung der Bundespolizei und der Verwaltung im Pass- und 
Ausweiswesen, die Verordnung zur Effizienzsteigerung der 
Bundesoberbehörden im Arzneimittelbereich sowie die 
Eckpunkte zur KI-Unterstützung im Visumverfahren. 
  
Seit Amtsantritt hat die neue Koalition Entlastungen im 
Umfang von mehr als 3 Milliarden Euro auf den Weg ge-
bracht. Es gibt aber auch noch viel tun, um Bürgerinnen 
und Bürger, Unternehmen und die Verwaltung zu entlas-
ten. Es befinden sich daher schon rund 50 weitere Initiati-
ven in der Vorbereitung, die zum ganz überwiegenden Teil 
spätestens zum Ende des zweiten Quartals 2026 verab-
schiedet werden und mit denen eine Entlastung in Höhe 
von mehreren Milliarden Euro realisiert werden sollen. In 
der Wirtschaft, in der Verwaltung und in der Gesellschaft 
brauchen wir weniger Vorschriften und mehr Freiraum. 
Nur so wird es in unserem Land wieder einen Aufschwung 
in der Wirtschaft und am Arbeitsmarkt geben.  
 
Herzliche Grüße aus Berlin!  

 
Dr. Günter Krings, MdB 
Vorsitzender der CDU-Landesgruppe NRW     

Foto: Tobias Koch 

 

 
 

Neuer Schwung für den  
internationalen Klimaschutz 
Seit Jahrzehnten bemüht sich die internationale Gemeinschaft, den 
Klimawandel zu bremsen. Beim Gipfel 2015 in Paris gelang es ihr, 
sich auf das Ziel zu einigen, die globale Erwärmung auf deutlich un-
ter zwei Grad Celsius zu beschränken. Die Umsetzung blieb in den 
letzten Jahren allerdings hinter den Erwartungen zurück. Nun soll 
die kommende Woche beginnende Vertragsstaatenkonferenz in Be-
lém dem Klimaschutz neuen Schwung verleihen. Die Regierungsko-
alition aus CDU/CSU und SPD unterstützt das Vorhaben mit einem 
Antrag im Bundestag.  
Es sei wichtig, dass COP30 – die 30. Konferenz der Vertragsstaaten 
unter brasilianischem Vorsitz – zu einem Erfolg für die internatio-
nale Klimapolitik werde, heißt es in dem Antrag. Deutschland als 
größte Volkswirtschaft in Europa wolle „Treiber für eine ambitio-
nierte europäische Klimapolitik“ sein. Die Bundesrepublik selbst hat 
sich zum Ziel gesetzt, bis 2045 klimaneutral zu werden. Ab dann 
sollen nicht mehr Treibhausgase ausgestoßen werden, als auf natür-
liche oder technische Weise absorbiert werden können.  
 

Die Europäische Union als Ganzes plant die Klimaneutralität für 
2050. Als Zwischenziel hat sie sich gesetzt, die Treibhausgas-Emis-
sionen bis 2040 auf 90 Prozent des Wertes von 1990 zu senken. Dar-
aus abgeleitet soll ein europäischer Klimaschutzbeitrag für 2035 de-
finiert werden. In ihrem Antrag werben die Koalitionäre „für eine 
pragmatische Umsetzung“, die jeden mitnimmt und niemanden 
überfordert. Bei allem Ehrgeiz sollen die Maßnahmen zur Emissions-
reduktion sozial ausgewogen und kosteneffizient sein. Die europäi-
sche Wettbewerbsfähigkeit dürfe nicht in Gefahr geraten. „Nur eine 
wirtschaftlich erfolgreiche EU wird weitere große Emittenten über-
zeugen, selbst die nötigen Schritte beim Klimaschutz zu unterneh-
men“, heißt es. Das bedeutet auch, auf technologische Lösungen zu 
setzen. Die Koalitionsfraktionen hoffen beispielsweise, „das Kon-
zept ‚globale Energiewende‘ auch mittels Export deutscher Klima-
schutztechnologien weiter voranzutreiben“.  
 

Pragmatismus heißt, das Klimaziel für 2040 vor dem Hintergrund 
neuester wissenschaftlicher Erkenntnisse und technologischer Fort-
schritte immer wieder zu überprüfen. Daher setzen sich CDU/CSU 
und SPD für eine Revisionsklausel ein. Außerdem soll es Deutsch-
land und den anderen EU-Staaten möglich sein, sich die Unterstüt-
zung von Klimaprojekten in Drittländern auf ihre „Klimakonten“ an-
rechnen zu lassen. Ziel ist es, dass Klimaprojekte vorrangig dort um-
gesetzt werden, wo sie möglichst viel zur Minderung der CO2-
Emissionen beitragen. 
Was die Finanzierung von Klimaprojekten angeht, so sollen finanzi-
ell starke Schwellenländer wie China stärker in die Pflicht genom-
men werden. Sie sollen künftig ebenso wie die Industrieländer in 
den internationalen Klimafonds einzahlen, aus dem Klimaprojekte 
in ärmeren Ländern finanziert werden. In den Fonds sollen spätes-
tens 2035 jährlich 300 Milliarden Dollar aus öffentlichen und priva-
ten Quellen fließen. Zu einer Priorität soll künftig auch die Anpas-
sung an den Klimawandel werden – also Schutzmaßnahmen gegen 
Extremwetterereignisse wie Stürme, Hochwasser und Hitzewellen.  
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  

 

 

AfD gefährdet deutsche Sicherheitsinteressen 
 

Auffallend häufig interessiert sich die AfD für die kritische Infrastruktur in 
Deutschland und deren potenzielle Schwachstellen. Auffallend intensiv 
pflegt sie ihre Kontakte nach Russland. Die Fraktionen von CDU/CSU und 
SPD nahmen das zum Anlass, danach zu fragen, wie es die größte Oppositi-
onspartei wirklich mit ihrer Treue zum Vaterland hält. 

 

In der aktuellen Stunde mit dem Titel: „Auswirkungen des Verhältnisses der 
AfD zu Russland auf Deutschlands Sicherheitsinteressen – kein Patriotis-
mus, sondern mögliche Gefährdung unserer Sicherheit" warfen Politiker der  

Unionsfraktion der AfD vor, im Sinne Russlands die deutsche Demokratie destabilisieren zu wollen. 
So äußerte der Vorsitzende des Parlamentarischen Kontrollgremiums (PKGr), der CDU-Abgeordnete 
Marc Henrichmann, die Vermutung, es befinde sich eine „russlandtreue Schläferzelle“ in den Reihen 
der AfD.  
 

Henrichmann listete Kontakte von AfD-Abgeordneten zu russischen Regierungsvertretern und Ge-
schäftsleuten auf. Er verwies auf detaillierte parlamentarische Anfragen in Bund und Ländern etwa 
zur Energieversorgung, zu militärischen Fähigkeiten oder zur Drohnentechnologie in Deutschland. 
Diese Anfragen hätten offensichtlich wenig mit parlamentarischer Arbeit zu tun, sagte Henrichmann. 
Vielmehr dienten sie dazu, Informationen zu Tage zu fördern, die für einen feindlichen Staat wie 
Russland nützlich seien. Die AfD-Abgeordneten ließen sich vom Kreml „am Halsband durch die Ma-
nege führen“, warnte der PKGr-Vorsitzende.      Foto: Anja Tiwisina 
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Krankenkassenbeiträge müssen stabil bleiben 
Ausgabenanstieg bei der Gesetzlichen Krankenversicherung durchbrechen 
 

Der Bundestag hat am Donnerstag in 2./3. Lesung Einsparungen im Bereich der Gesetzlichen Krankenversicherung be-
schlossen, um das im Jahr 2026 drohende Defizit in Höhe von zwei Milliarden Euro zu schließen.  
Das Ziel muss sein, die Finanzen der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zu stabilisieren und weitere Belastungen 
für die Beitragszahler zu vermeiden. Nur so können wir unser gutes Gesundheitssystem bewahren und gleichzeitig Ar-
beit und gute Löhne in Deutschland halten. Im Moment jedoch befindet sich die GKV in einer massiven finanziellen 
Schieflage. 
Die Einsparungen in Höhe von rund zwei Milliarden Euro, von denen die Krankenhäuser rund 1,8 Milliarden zu stem-
men haben, sind schmerzhaft, aber sie sind notwendig und unumgänglich. Denn die Rücklagen der Kassen sind aufge-
zehrt, die Beitragssätze so hoch wie nie zuvor. Die Kosten aber steigen weiter. Allein die GKV-Aufwendungen für Kran-
kenhausbehandlungen sind Prognosen zufolge von 86 Milliarden Euro im Jahr 2021 auf 112 Milliarden Euro im Jahr 
2025 gestiegen. Für 2026 werden sogar rund 120 Milliarden erwartet. Gleichzeitig haben die Krankenhäuser bereits 
umfassende finanzielle Unterstützungen durch den Bund erhalten, unter anderem über das Entlastungspaket Energie-
hilfen. Dieser Ausgabenanstieg in der GKV muss durchbrochen werden. Hier sind weitere Reformen, Entbürokratisie-
rungsmaßnahmen und Einsparungen notwendig. Vorschläge dafür werden unter anderem von der Finanzkommission 
Gesundheit aktuell erarbeitet. 
 

 

Agrardieselrückerstattung kommt in vollem Umfang wieder 
Fehlentscheidung der Ampel wird korrigiert 
 

Mit der Wiedereinführung der Agrardieselrückvergütung kehrt eine zentrale entlastende Maßnahme für die Landwirt-

schaft zurück.  Der von der Ampel beschlossene Wegfall Ende 2023 hatte zu breiten Protesten im Agrarsektor geführt. 

Die Rückkehr zur vollen Agrardieselrückvergütung von 21,48 Cent pro Liter ab dem 1. Januar 2026 ist ein starkes Sig-

nal an unsere landwirtschaftlichen Betriebe. Unser beharrlicher Einsatz für die deutsche Landwirtschaft zeigt Wir-

kung. Für die CDU/CSU war es eines der zentralen Anliegen, die Steuerentlastung trotz der angespannten Finanzlage 

rasch wiedereinzuführen. Mit der steuerlichen Entlastung für die Land- und Forstwirtschaft schaffen wir Planungssi-

cherheit und sichern die Wettbewerbsfähigkeit unserer Betriebe. 
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